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Für neue Initiativen und neue Bündnisse im Kampf um den Frieden 

Die Coronakrise und die Verschärfung der geopolitischen Konfrontation mit all ihren 
Konsequenzen lehren uns in aller Deutlichkeit, dass es nur diese eine Welt gibt und dass 
diese Welt ihre Probleme nur gemeinsam und friedlich lösen kann. Was wir brauchen, ist die 
vereinte Kraft aller Friedenskräfte zur Entmilitarisierung des traditionellen 
Sicherheitsdenkens. Die neuen globalen Herausforderungen lassen sich nicht mit 
Streitkräften lösen. Die Dominanz des Militärischen im Sicherheitsdenken ist heute selbst 
zum Sicherheitsrisiko geworden. 

Tief besorgt angesichts der multidimensionalen Krise rufen wir, ehemalige Diplomaten, 
Abgeordnete, Hochschullehrer und Offiziere - als Mitglieder des Gesprächskreises Frieden 
und Sicherheitspolitik der Rosa-Luxemburg-Stiftung - alle Friedenskräfte zu einem neuen 
Dialog im Kampf um den Frieden auf.  

In diesem Kampf stellt sich die Aufgabe, unter den neuen, komplizierteren Bedingungen der 
2020er Jahre parlamentarische und außerparlamentarische Mehrheiten zu organisieren. Das 
wirft unweigerlich die Frage nach neuen Bündnissen auf - und auch die Frage, wie man 
solche Bündnisse schaffen kann, ohne politische Grundpositionen preiszuggeben. 

Der entscheidende Ansatz hierfür besteht im Verständnis der Komplexität des Problems und 
im Verständnis der außerordentlichen Differenziertheit der Friedenskräfte. Für den Frieden 
sind breiteste Kreise der Bevölkerung mobilisierbar. Lösungen sind nur durch gemeinsame 
Anstrengungen über die Parteigrenzen hinweg erreichbar. 

Dabei sollte auf bewährte Erfahrungen aus der Friedensbewegung der 1980er Jahre 
zurückgegriffen werden. Bei der Auseinandersetzung um den sog. Nachrüstungsbeschluss 
der NATO hat es die Friedensbewegung – insbesondere mit dem Krefelder Appell aber auch 
beim Olaf-Palme-Friedensmarsch - verstanden, das Instrument des „Minimalkonsenses“ mit 
großer Flexibilität zu handhaben.1  

Ausgehend von diesen Erfahrungen, schlagen wir vor, vorrangig solche Ziele zu finden und in 
den Vordergrund zu stellen,  an denen sich Friedenskräfte in einer großen Vielfalt orientieren 
können - wo also Kooperationen am ehesten Erfolg versprechen. Wir halten für ein solches 
Herangehen insbesondere folgende Aktionsfelder und Themen am ehesten geeignet: 

Erstens: Potenzielle Kooperationspartner sind vor allem jene Kräfte und Bewegungen, die 
sich den mehr oder weniger neuen, existenziellen Herausforderungen der Menschheit als 
Ganzes stellen, also dem menschengemachten Klimawandel und den damit für die 
Menschheit drohenden Gefahren, dem Ressourcenproblem, der ungleichmäßigen 

                                                           
1 Der „Minimalkonsens“ bestand in der Einigung auf den kleinsten gemeinsamen, aber für die Erreichung des 
Ziels erforderlichen Nenner. Dieses Ziel hieß: „Keine Stationierung von Pershing-II-Raketen und Cruise Missiles 
in der Bundesrepublik“. Die Prinzipien des „Minimalkonsenses“ waren: Keine Mitgliedschaft in der 
Kooperation, dafür offene Plenen; Keine Abstimmungen, dafür Konsensfindung; Überparteilichkeit. 
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demografischen Entwicklung und insbesondere der zunehmenden sozialen Differenzierung 
innerhalb und zwischen den Staaten und Weltregionen. All diese Herausforderungen sind 
untrennbar mit der Friedensfrage verbunden. Fehlentwicklungen in diesen Bereichen haben 
das Eskalationspotenzial zu Chaos, zu Flucht und Vertreibung bis hin zu militärischen 
Konflikten. Die Friedensfrage ist das einigende Band, das all diese komplexen Probleme, alle 
Teile der Bevölkerung und auch die verschiedenen Gruppierungen miteinander verbinden 
kann. 

Zweitens: Die entscheidenden Gefahren für Frieden und Stabilität in Europa gehen 
gegenwärtig von der Existenz und Politik der NATO aus, die der ökonomische Theoretiker 
Samir Amin nicht zu Unrecht die „eiserne Faust des westlichen Imperialismus“ genannt hat. 
Hinter der NATO stehen einflussreiche Kräfte des Militär-Industrie-Komplexes aus den USA 
und Westeuropa, die von einem Anheizen der Spannungen und der Konfrontation 
profitieren und die ihre geostrategischen Machtinteressen gegenüber aufstrebenden 
Mächten durchsetzen wollen und diese wie im Falle Chinas und Russlands als politische und 
militärische Gegner angesehen werden. Das Dilemma der Friedensbewegung besteht aber 
darin, dass die NATO von einer Mehrheit der Bevölkerung in Deutschland und Europa eher 
als Sicherheitsfaktor wahrgenommen wird. Insofern muss es den Friedenskräften 
insbesondere darum gehen, die offensichtlichen Lügen, Verleumdungen, Manipulationen, 
Völkerrechtsverstöße, Widersprüche und realen Auswirkungen der NATO-Politik 
aufzudecken. Forderungen nach Auflösung der NATO oder Austritt aus ihrer 
Militärorganisation scheinen gegenwärtig in Deutschland nicht mehrheitsfähig. Wichtiger ist 
es, sicherheitspolitische Alternativen zur NATO als Ganzes bzw. zu einzelnen Aktivitäten zu 
entwickeln, die in den weiteren Aktionsfeldern und Themen angesprochen werden sollen. 
Wir warnen in diesem Zusammenhang vor der Illusion einer militarisierten EU: Diese wird 
kein Friedensfaktor sein, sie wird die Aufrüstung nur effektiver gestalten. 

Drittens: Mehr denn je ist die Normalisierung der Beziehungen zwischen Russland und 
dem transatlantischen Westen die Schlüsselfrage für Frieden, Sicherheit und Stabilität in 
ganz Europa. Sicherheit in Europa kann und darf es nicht gegen sondern nur gemeinsam 
mit Russland geben (Egon Bahr). Die NATO benötigt und benutzt das „Feindbild Russland“ 
zur Begründung und Rechtfertigung ihrer eigenen aggressiven Politik. Besonders die USA 
haben großes Interesse an der Verhinderung einer deutsch-russischen bzw. westeuropäisch-
russischen Partnerschaft. Es ist die Furcht vor einem starken „eurasischen Block“, die zur 
permanenten Dämonisierung Russlands und seines Präsidenten als Verkörperung des 
„Bösen“ benutzt wird. Deshalb eine Politik der ständigen Provokationen Russlands durch die 
NATO und die Darstellung seiner legitimen Schutzmaßnahmen als aggressiv. Nicht Russland 
ist an die Grenze der NATO vorgerückt, sondern die NATO bis an die Grenzen Russlands. 
Dabei hat sich die NATO von 16 auf 30 Mitgliedsländer erweitert. Der Rüstungshaushalt der 
NATO beträgt gegenwärtig fast das Zwanzigfache von dem Russlands.2 

Russland selbst will Partnerschaft auf Augenhöhe und keine Politik der Konfrontation, erst 
recht keinen Krieg mit dem Westen. Russland braucht alle Kraft zum Aufbau seiner 
Wirtschaft und zur sozialen und politischen Entwicklung seiner Gesellschaft. Deshalb 
verweigert es sich auch einer neuen Runde des Wettrüstens. Es gibt gute Grundlagen für 
eine Überwindung der feindseligen „Politik der Stärke“, die die Verteidigungsministerin der 

                                                           
2 Nach dem SIPRI-Jahrbuch von 2020  betragen die Rüstungsetats 2019 der USA allein 732 Mrd. und der NATO 
1040 Mrd. $, während der Haushalt Russland bei 65 Mrd. $ liegt. 
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Bundesrepublik gegen Russland als „gute Tradition“ zu beschwören versucht. Deutschland 
hat starke Wirtschaftsinteressen in Russland und traditionell enge kulturelle Verbindungen 
mit diesem Land – und das keineswegs nur über die östlichen Bundesländer. Wer in Europa 
Frieden will, muss neu anknüpfen an den Grundsätzen der KSZE und der Charta von Paris. 

Viertens: Ein eigenständiges Aktions- und Themenfeld ist die Auseinandersetzung mit der 
Gefahr eines Kernwaffenkrieges. Diese Problematik hat in der letzten Zeit dadurch an 
Brisanz gewonnen, dass die vorhandenen Waffensysteme modernisiert und effektiver 
gemacht worden sind. Es wurden qualitativ neue Trägersysteme entwickelt; es vollzog sich 
eine Tendenz zur Miniaturisierung von Kernwaffen und zur Automatisierung der 
Entscheidungsprozesse. Gleichzeitig sind die bisher bestehenden Vertragssysteme zwischen 
Russland und den USA zur Rüstungskontrolle und -begrenzung faktisch außer Kraft gesetzt 
worden. Der einzige wirkliche Abrüstungsvertrag -  INF-Vertrag über das Verbot von 
Mittelstreckensystemen in Europa - wurde von den USA und in der Folge auch von Russland 
gekündigt. Für Deutschland ist vor allem von Bedeutung, dass die Stationierung US-
amerikanischer Nuklearbomben in Büchel aufrechterhalten und diese Bomben modernisiert 
wurden. Gleichzeitig stellt sich die Frage nach einer Beschaffung neuer Trägerflugzeuge für 
die Luftwaffe. Deutschland ist zwar völkerrechtlich zum Verzicht auf Kernwaffen verpflichtet, 
ist aber über die „nukleare Teilhabe“ in die nukleare Bedrohungspolitik der NATO 
eingebunden. Diese „Teilhabe“ verstößt jedoch eindeutig gegen den 
Nichtweiterverbreitungsvertrag und den Zwei-Plus-Vier-Vertrag, und ist daher 
völkerrechtswidrig. Gleichzeitig besteht aber gerade in der Ablehnung der Stationierung von 
Kernwaffen auf deutschem Boden und in der Kritik der nuklearen Abschreckung ein starker 
Konsens in der Friedensbewegung - wie in der deutschen Bevölkerung insgesamt. 
Beachtenswert ist dabei gegenwärtig besonders ein kritischer Neuansatz in der SPD zur 
„nuklearen Teilhabe“. Gerade in der Kernwaffenfrage gibt es in Deutschland ein traditionell 
kritisches Potenzial für gemeinsame Protestaktionen, wie z.B. gegen die Stationierung und 
Modernisierung der Kernwaffen in Büchel. 

Fünftens: Die real vorhandene Grundstimmung in der Bevölkerung gegen Kernwaffen 
sollte mit einer konstruktiven Haltung zur Abrüstung und Rüstungsbegrenzung verbunden 
werden. Faktisch ist das Gesamtsystem der vertraglich vereinbarten Rüstungskontrolle und 
Rüstungsbegrenzung auf konventionellem wie nuklearem Gebiet zusammengebrochen. 
ABM-Vertrag, INF-Vertrag, Open Sky und der Iran-Deal wurden einseitig durch die USA 
aufgekündigt. Das KSE-Abkommen der Wiener Konferenz über die Begrenzung der 
konventionellen Bewaffnung wurde nie rechtskräftig, da es die NATO-Staaten nicht ratifiziert 
haben. Die sog. Steinmeier-Initiative von 2016, die über die OSZE zu einer Neubelebung der 
konventionellen Rüstungskontrolle führen sollte, verlief im Sande. Auch das System der 
Vertrauens- und Sicherheitsbildenden Maßnahmen (VSBM) ist ins Stocken geraten. Ein 
Neustart des Gesamtsystems von politischem Dialog, Abrüstung und Rüstungskontrolle ist 
dringend erforderlich. Die Verlängerung von START 3 um ein Jahr kann als Signal 
realpolitischer Möglichkeiten gewertet werden. Notwendig ist dabei auch die Aufnahme 
neuer nichtnuklearer Technologien in ein umfassendes Rüstungskontrollsystem, wie 
vollautomatische Führungs- und Leitsysteme, Kampfdrohnen und Systeme für den Cyberwar. 
Eine neue Entspannungspolitik ist aber nur realistisch, wenn es zu neuen 
parteiübergreifenden Initiativen und zu einem gesellschaftlichen Konsens kommt. Ein 
Ansatzpunkt könnte der Termin des Inkrafttretens des Kernwaffenverbotsvertrags der 
Vereinten Nationen Ende Januar 2021 sein. Die NATO hat in ihrer politischen Erklärung vom 
15. Dezember 2020 bereits angekündigt, diesen Vertrag ignorieren zu wollen. Das sollte als 
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Auslöser für eine breite Protestkampagne und Masseninitiative gegen Atomwaffen und zur 
Forderung nach einem Neustart des Prozesses  der Rüstungskontrolle und Abrüstung genutzt 
werden. 

Sechstens: Insbesondere der Kernwaffenverbotsvertrag verweist auf das Potenzial des 
Völkerrechts und der Organisation der Vereinten Nationen für den Friedenskampf. Das 
Verbot von Kernwaffen ist zwar derzeit nur für 51 Staaten zwingendes Völkerrecht und kann 
aufgrund der Ablehnung durch die Kernwaffen besitzenden Staaten nicht voll wirksam 
werden. Das spricht nicht gegen die UNO, sondern nur für die Notwendigkeit ihrer Stärkung. 
Es geht um die Durchsetzung des Rechts und nicht um das Recht des Stärkeren. Es geht um 
die Kraft der Generalversammlung und aller Institution der UNO. Dabei sind wir uns sehr 
wohl der Ambivalenz und Interpretierbarkeit des Völkerrechts bewusst. Insofern steht damit 
die Auseinandersetzung mit der Anwendung von Doppelstandards und Versuchen des 
Missbrauchs des Völkerrechts auf der Agenda für gemeinsame Aktionen. 

Siebentens: Europa braucht als Alternative zur NATO eine neue Friedensordnung und eine 
gemeinsame Sicherheitsarchitektur, die alle Europäischen Länder umfasst – wobei 
Nordamerika durchaus eingeschlossen sein kann. Einen völkerrechtlichen Ansatzpunkt 
hierfür bildet die OSZE mit ihrer Charta von Paris (1990), die in Übereinstimmung mit der 
Charta der Vereinten Nationen (1949) und der Schlussakte von Helsinki (1975) die 
Unterzeichnerstaaten verpflichtet, sich jeder gegen die territoriale Integrität oder politische 
Unabhängigkeit gerichtete Androhung oder Anwendung von Gewalt zu enthalten. Es sind die 
im KSZE-Prozess und in der Charta von Paris festgeschriebenen Erfahrungen, die die Staaten 
Europas zur Kooperation auf der Basis der Gleichberechtigung und gegenseitigen Achtung 
der Souveränität verpflichten. Das ist eine gute Grundlage für eine starke parteiübergrei-
fende und von großen Teilen der Bevölkerung getragene Bewegung, die sich aktiv gegen 
jegliche Konfrontationspolitik einsetzt. Mag gegenwärtig eine spezielle europäische 
Sicherheitsarchitektur noch Vision bleiben, es geht vor allem um die Praktizierung bewährter 
Prinzipien, die die Grundlage gemeinsamen Handelns sein können. 

….. 

Wir rufen hiermit alle an Frieden und Stabilität interessierten Kräfte in Deutschland dazu auf, 
diesen Aufruf für neue Initiativen und neue Bündnisse zu unterstützen und mit ihrer 
Unterschrift zu bekräftigen. Das Gebot der Stunde ist gemeinsames Handeln über alle 
parteipolitischen, sozialen und weltanschaulichen Unterschiede hinaus. 

Friedenspolitik und Friedensbewegung müssen heute damit beginnen, sich konsequent mit 
jeglicher Konfrontationspolitik auseinanderzusetzen, da hier der Ausgangspunkt für die 
Gefahr einer unkontrollierbaren Eskalation bis hin zum Krieg liegt. 

PD Dr. Johannes M. Becker, Prof. Dr. Lutz Kleinwächter, Prof. Dr. Karin Kulow,  Prof. Dr. John 
P. Neelsen, Prof. Dr. Norman Paech, Prof. Dr. Werner Ruf, Prof. Dr. Wilfried Schreiber, Dipl. 
Staatswissenschaftler Achim Wahl  

Berlin, 08.02.2021 

 

 


